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SATZUNG 

A. Allgemeines

§ 1   Name, Sitz

Der  Verein  führt  den  Namen  RENO  RHEIN  RUHR  -  Vereinigung  der  Rechtsanwalts-  und
Notarangestellten e.V.

Er hat seinen Sitz in Düsseldorf. Er ist im Vereinsregister eingetragen.

§ 2   Vereinszweck

1. Der Zweck des Vereins ist die Wahrung, Vertretung und Förderung der beruflichen, wirtschaftlichen
und  sozialen  Interessen  aller  ihrer  Mitglieder  sowie  der  Angestellten  und  Auszubildenden  der
Rechtsanwälte, Notare und Patentanwälte als Gesamtheit. Eine Einzelförderung ist ausgeschlossen.

Die Tätigkeit des Vereins besteht vornehmlich in
a) der Veranstaltung fachwissenschaftlicher Vorträge
b) der Förderung der Berufsausbildung der Auszubildenden durch Veranstaltung entsprechender

Förderungskurse
c) der Förderung der Berufsfortbildung

Die Erörterung politischer und religiöser Fragen wird ausgeschlossen.

2. Sein Ziel ist insbesondere
a) der Zusammenschluss aller  Angestellten  und Auszubildenden der Rechtsanwälte,  Notare  und

Patentanwälte.
b) Förderung der beruflichen Ausbildung und Weiterbildung der Mitglieder.
c) Einwirkung auf die Regelung des Ausbildungswesens.
d) Einwirkung auf die Gestaltung der Arbeitsbedingungen.
e) Schaffung von sozialen Einrichtungen.
f) Unterstützung in arbeits- und sozialrechtlichen Angelegenheiten.
Die Vereinigung versteht sich als Arbeitnehmervereinigung im Sinne des  Tarifvertragsgesetzes und
des Berufsbildungsgesetzes.

3. Die Vereinigung ist berechtigt, im Rahmen des Vereinszwecks die Rechte ihrer Mitglieder im eigenen
Namen geltend zu machen.

4. Der Verein erstrebt keinen Gewinn. Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied
auch keine sonstigen Zuwendungen aus Vereinsmitteln.

5. Es darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigt werden.

6. Die Mitglieder haben keinen Anteil am Vereinsvermögen.
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§ 3   Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4   Vereinsämter

1. Die  Vereinsämter  sind  Ehrenämter.  Durch  Beschluss  der  Mitgliederversammlung  kann  einem
Vorstandsmitglied eine angemessene Vergütung gezahlt werden. Aufwendungsersatz (i.S. § 55 Abs.
1 Nr. 3 AO) nach Belegen ist gestattet.

2. Übersteigen die anfallenden Arbeiten das zumutbare Maß ehrenamtlicher Tätigkeit, so können  ein
hauptamtlicher  Geschäftsführer  und  (oder)  Hilfspersonal  bestellt  werden;   §  2  Abs.  5  ist  zu
beachten.

B. Mitgliedschaft

§ 5   Mitglieder

1. Der Verein besteht aus ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern sowie Ehrenmitgliedern.

2. Außerordentliche Mitglieder sind jugendliche Mitglieder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben.

3. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt unter der Voraussetzung des § 14.

§ 6   Erwerb der Mitgliedschaft

1. Ordentliches Mitglied des Vereins kann werden
a) jeder Rechtsanwalts- und/oder Notar- und/ oder Patentanwaltsgehilfe, der eine abgeschlossene

Ausbildung bei einem Rechtsanwalt und/oder Notar und/oder Patentanwalt erhalten hat, ohne
Rücksicht darauf, ob er derzeit bei einem Rechtsanwalt, Notar oder Patentanwalt beschäftigt ist.

b) Jede Person, die sich für den Aufgabenkreis der Vereins interessiert und das 18. Lebensjahr
vollendet hat.

2. Außerordentliche  Mitglieder  können  jugendliche  Rechtsanwalts-  und/oder  Notar-  und/oder
Patentanwaltsangestellte unter 18 Jahren werden. Mit der Vollendung des 18. Lebensjahres sind sie
ordentliche  Mitglieder.  Die  Zeit  der  außerordentlichen  Mitgliedschaft  wird  auf  die  ordentliche
Mitgliedschaft voll angerechnet.

3. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die in unbescholtenem Rufe steht.

4. Der Antrag zur Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand einzureichen.

5. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Er ist nicht verpflichtet, etwaige Ablehnungsgründe
bekannt zu geben.

-  .../  -



§ 7   Aufnahmefolgen

1. Mit der Aufnahme durch den Vorstand beginnt die Mitgliedschaft.

2. Mit der Aufnahme wird eine von der Mitgliederversammlung bestimmte Aufnahmegebühr fällig.

3. Jedes neue Mitglied erhält eine Mitgliedsbestätigung und ein Exemplar der Satzung. Es verpflichtet
sich durch seinen Beitritt zur Anerkennung der Satzung.

§ 8   Rechte der Mitglieder

1. Sämtliche Mitglieder haben Anspruch darauf, Einrichtungen des Vereins nach Maßgabe der Satzung
und der von den Vereinsorganen gefassten Beschlüsse und getroffenen Anordnungen zu benutzen
und an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.

2. Die  ordentlichen  Mitglieder  (§  5)  genießen  im  übrigen  alle  Rechte,  die  sich  aus  der  Satzung,
insbesondere aus der Zweckbestimmung des Vereins, ergeben.

3. Die außerordentlichen Mitglieder haben Anspruch auf vergünstigte Beitragszahlung. Sie haben mit
Ausnahme der in Berufsausbildung stehenden Mitglieder über 18 Jahre kein aktives und passives
Wahlrecht, im übrigen aber gleiches Stimmrecht in der Mitgliederversammlung.

4. Die  jugendlichen  Mitglieder  haben  das  Recht,  an  der  Mitgliederversammlung  als  Zuhörer
teilzunehmen.

5. Ehrenmitglieder  haben alle  Rechte  eines  ordentlichen  Mitglieds.  Sie  sind  von  Beitragsleistungen
befreit.

§ 9   Pflichten der Mitglieder

1. Sämtliche Mitglieder haben die sich aus der Satzung, insbesondere aus der Zweckbestimmung des
Vereins  sich  ergebenden  Pflichten  zu  erfüllen.  Sie  sind  verpflichtet,  die  Berufsförderungs-
bestrebungen und Interessen des Vereins nach Kräften zu unterstützen.

2. Sämtliche Mitglieder mit Ausnahme der Ehrenmitglieder sind zur Beitragszahlung verpflichtet (§ 10).

Die Pflicht zur Zahlung einer Umlage ergibt sich aus § 11.

§ 10   Beitrag

1. Alle  ordentlichen  und außerordentlichen  Mitglieder  haben  Jahresbeiträge  zu  zahlen.  Neu aufge-
nommene Mitglieder zahlen mit dem ersten Beitrag eine Aufnahmegebühr (§ 7 Abs.2).

2. Die Höhe und den Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages sowie die Höhe der Aufnahmegebühr setzt 
die Mitgliederversammlung fest.

3. Mitglieder,  die  den Beitrag  nach Fälligkeit  nicht entrichtet  haben, werden gemahnt.  Nach zwei-
maliger erfolgloser Mahnung können sie nach § 13 ausgeschlossen werden.
Außerdem ruhen die Rechte, wenn sie mit zwei oder mehr Jahresbeiträgen im Rückstand sind.

4. Der Vorstand kann unverschuldet in Not geratenen Mitgliedern die Zahlung der Aufnahmegebühr
und der Beiträge stunden, in besonderen Fällen auch ganz oder teilweise erlassen.
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§ 11   Umlagen

1. Die Mitgliederversammlung kann in besonderen Fällen die Erhebung einer Umlage anordnen und den
Kreis der hierfür zahlungspflichtigen Mitglieder bestimmen.

2. § 10 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 12   Austritt

1. Die  Mitgliedschaft  kann  durch  schriftliche  Erklärung  zum  Jahresende  gekündigt  werden.  Die
Kündigung  muss  dem  Vorstand  spätestens  zum  30.09.  zugestellt  werden.  Eine  Kündigung  ist
erstmals zum Ablauf des auf den Beitritt folgenden Kalenderjahres zulässig.

2. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche an den Verein.

§ 13   Ausschluss

1. Durch Beschluss des Vorstandes, der mit einfacher Mehrheit gefasst werden kann, kann ein Mitglied
aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Ausschließungsgründe sind insbesondere:
a) grobe  Verstöße  gegen  Satzung  und  Interessen  des  Vereins  sowie  gegen  Beschlüsse  und

Anordnungen der Vereinsorgane,
b) schwere Schädigungen des Ansehens des Vereins,
c) unehrenhaftes Verhalten innerhalb und außerhalb des Vereins,
d) Nichtzahlung des Beitrags nach zweimaliger Mahnung (§ 10 Abs.3).

2. Vor Beschlussfassung ist dem betroffenen Mitglied Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

3. Der Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen.

4. Gegen den Beschluss über den Ausschluss ist innerhalb einer Frist von einem Monat, vom Tage des
Zugangs der Ausschlusserklärung gerechnet, Berufung an die Mitgliederversammlung zulässig. Die
Einlegung der Berufung hat bei der Geschäftsstelle der RENO RHEIN RUHR zu erfolgen.
Für die Dauer des Berufungsverfahrens ruhen die Mitgliedschaftsrechte.

5. Bestätigt  die  Mitgliederversammlung  den  Ausschluss  des  Mitglieds,  so  ist  dieser  Ausschluss
endgültig.

§ 14   Ehrungen

1. Für besondere Verdienste um den Verein kann die Ehrenmitgliedschaft verliehen werden

a) für  besondere  Verdienste  um  den  Verein  und  (oder)  die  Förderung  der  Berufsbildung  im
allgemeinen,

b) für 25-jährige ununterbrochene Mitgliedschaft.

2. Die  Ernennung eines  Ehrenmitglieds  erfolgt  auf  Vorschlag  des  Vorstandes  durch die  Mitglieder-
versammlung.
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C. Organe des Vereins

§ 15   Vereinsorgane

Die Organe des Vereins sind
a) der Vorstand,
b) der erweiterte Vorstand,
c) die Mitgliederversammlung.

§ 16   Vorstand

1. Der Vorstand - § 26 BGB - besteht aus dem 1. und dem 2. Vorsitzenden. Jedes Vorstandsmitglied ist
je einzeln zur Vertretung berechtigt.

2. Rechtshandlungen, die den Verein zur Leistung von mehr als 1.500,00 € verpflichten, bedürfen der
mehrheitlichen Zustimmung des erweiterten Vorstandes.

 § 17   Erweiterter Vorstand

1. Der erweiterte Vorstand besteht aus bis zu 5 Mitgliedern, und zwar
a) dem Vorstand gemäß § 16,
b) dem Kassierer,
c) dem Schriftführer,
d) dem stellvertretenden Schriftführer.

2. Die  Wahl  des  Vorstandes  erfolgt  durch  die  ordentliche  Mitgliederversammlung.  Auf  Antrag  von
mindestens 1/4 der anwesenden Mitglieder erfolgt die Abstimmung schriftlich und geheim.

3. Der Vorstand und der erweiterte Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von
zwei Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl im Amt.
Wählbar sind nur Vereinsmitglieder.

4. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtsdauer aus, so ist der Vorstand berechtigt, bis
zur Beendigung der laufenden Amtsperiode einen Nachfolger einzusetzen.

Scheidet  während  seiner  Amtszeit  der  1.  Vorsitzende  oder  der  2.  Vorsitzende  aus,  so  kann  eine
Nachwahl stattfinden; sie muss innerhalb von drei Monaten stattfinden, wenn mehr als die Hälfte der
Vorstandsmitglieder ausscheiden.

§ 18   Vorstandssitzung

1. Eine Vorstandssitzung muss einberufen werden, wenn mindestens zwei  Vorstandsmitglieder dies
unter Angabe von Gründen verlangen.

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder eingeladen sind und mindestens die
Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist.

3.  Der  Vorstand  beschließt  mit  der  einfachen  Mehrheit  der  erschienenen  Vorstandsmitglieder.  Bei
Stimmengleichheit  gilt  die  Stimme  des  1.Vorsitzenden  bzw.  die  des  die  Sitzung  leitenden
Vorsitzenden als ausschlaggebend.
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§ 19   Kassierer

1. Der Kassierer hat die Kassengeschäfte zu erledigen.

2. Er hat mit  Ablauf des Geschäftsjahres die Kassenbücher abzuschließen und die Abrechnung den
Kassenprüfern zur Überprüfung vorzulegen.

3. Die Aufgaben können durch den Vorstand dem Geschäftsführer übertragen werden.

§ 20   Schriftführer

1. Der Schriftführer besorgt den Schriftverkehr sowie die Protokollführung in Vorstandssitzungen und
Mitgliederversammlungen, bei seiner Verhinderung der stellvertretende Schriftführer.

2. Protokolle muss er gemeinsam mit dem 1. oder 2. Vorsitzenden unterzeichnen.

3. Die Aufgaben können durch den Vorstand dem Geschäftsführer übertragen werden.

§ 21   Ordentliche Mitgliederversammlung

1. Die  Mitgliederversammlung  besteht  aus  den  anwesenden  stimmberechtigten  Mitgliedern  des  
Vereins.

2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung soll mindestens einmal jährlich einberufen werden.

3. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt in Textform durch den Vorstand mindestens zwei
Wochen vor dem Versammlungstermin, jeweils an die letztbekannte Anschrift bzw. E-Mail-Adresse
der Mitglieder. Die Einladung muss die Tagesordnung enthalten.

4. Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle Mitgliederversammlung
abgehalten  werden.  Zur  Präsenzversammlung  treffen  sich  alle  Teilnehmer  der  Mitglieder-
versammlung an einem gemeinsamen Ort. Die virtuelle Mitgliederversammlung erfolgt durch Einwahl
aller Teilnehmer in eine Video- oder Telefonkonferenz. Eine Kombination von Präsenzversammlung
und virtueller Mitgliederversammlung ist möglich, indem den Mitgliedern die Möglichkeit  eröffnet
wird, an der Präsenzversammlung mittels Video- oder Telefonkonferenz teilzunehmen.
Der Vorstand entscheidet über die Form der Mitgliederversammlung und teilt diese in der Einladung
zur Mitgliederversammlung mit. Lädt der Vorstand zu einer virtuellen Mitgliederversammlung ein, so
teilt er den Mitgliedern spätestens eine Stunde vor Beginn der Mitgliederversammlung per E-Mail die
Einwahldaten für die Video- oder Telefonkonferenz mit. 

5. Anträge  zur  Tagesordnung  müssen  spätestens  eine  Woche  vor  der  Versammlung beim
Vorstand schriftlich mit kurzer Begründung eingereicht werden.

§ 22   Inhalt der Tagesordnung

1. Die Tagesordnung soll enthalten:
a) Entgegennahme  und  Genehmigung  des  Geschäfts-  und  Kassenberichts  der  vergangenen

Geschäftsjahre sowie Bericht der Kassenprüfer.
b) Festsetzung von Fälligkeit  und Höhe der  Aufnahmegebühren,  der  Jahresbeiträge  und einer

etwaigen Umlage (§§ 10, 11)
c) Entlastung des Vorstands
d) Wahl des neuen Vorstands und der Kassenprüfer, soweit die Amtszeit abgelaufen ist.
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2. Die Mitgliederversammlung beschließt außerdem über Satzungsänderungen und über die Auflösung
des Vereins.

§ 23   Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

1. Die ordnungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn wenigstens 1/10
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung über die Änderung der
Satzung  und  die  Auflösung  des  Vereins  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  3/4  der  stimm-
berechtigten Mitglieder erforderlich. Bleibt die einberufene Mitgliederversammlung beschlussunfähig,
so  ist  eine  neue  einzuberufen,  die  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Mitglieder
beschlussfähig ist.

2. Sofern das Gesetz oder diese Satzung nichts anderes bestimmen, erfolgt die Beschlussfassung mit
einfacher  Mehrheit  der  erschienenen  stimmberechtigten  Mitglieder.  Bei  Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden. Bei Beschlüssen über die Änderung der Satzung und die
Auflösung des Vereins ist eine Stimmenmehrheit von 3/4 der anwesenden Mitglieder erforderlich.

3. Soll  eine  Abstimmung  geheim  erfolgen,  so  müssen  dies  mindestens  1/4  der  anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder beantragen.

4. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Mitgliederversammlungen ist ein Protokoll aufzunehmen
(vgl. § 20).

§ 24   Außerordentliche Mitgliederversammlung

1. Der Vorstand kann von sich aus eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen.

2. Auf schriftliches Verlangen von mindestens 1/4 aller Mitglieder muss der Vorstand unter Angabe der
vorgeschlagenen Tagesordnung eine Mitgliederversammlung einberufen.

3. Für  die  außerordentliche  Mitgliederversammlung  gelten  die  Vorschriften  über  die  ordentliche
Mitgliederversammlung gem. § 23 Abs.1 Satz 3 entsprechend.

§ 25   Kassenprüfer

Zur Prüfung der Jahresrechnung sowie der Kassen- und Vermögensbestände der Vereinigung werden
zwei Kassenprüfer bestellt, die in jeder Mitgliederversammlung für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen
Mitgliederversammlung  gewählt  werden.  Für  die  Amtsdauer  gilt  das  zur  Amtsdauer  der
Vorstandsmitglieder Gesagte. Sie dürfen nicht dem Vorstand angehören. Anschließende Wiederwahl ist
zulässig.

§ 26  Einsetzung von Ausschüssen

Der Vorstand ist berechtigt, zu seiner Beratung und Unterstützung beim Ablauf des Vereinsgeschehens
Ausschüsse einzusetzen, insbesondere
a) einen Ausschuss für Fortbildungsseminare
b) einen Ausschuss für Ausbildungsseminare.
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D.   Schlußbestimmungen  

§ 27   Haftpflicht

Für  die  aus  dem  Veranstaltungsbetrieb  entstehenden  Schäden  und  Sachverluste  in  den
Veranstaltungsorten und in den Räumen des Vereins haftet der Verein den Mitgliedern gegenüber nicht.

§ 28   Auflösung des Vereins

1. Die Auflösung des Vereins kann nur von einer außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen
werden, die sonstige Beschlüsse nicht fasst.

2. Zur Beschlussfassung bedarf es der Ankündigung durch eingeschriebenen Brief an alle erreichbaren
stimmberechtigten Mitglieder unter Einhaltung einer Frist von einem Monat. § 23 ist zu beachten.

3. Für den Fall  der Auflösung des Vereins werden der erste Vorsitzende, der Kassenwart  und der
Schriftführer zu Liquidatoren bestellt. Deren Rechte und Pflichten richten sich nach §§ 47 ff. BGB.

4. Bei der Auflösung des Vereins sowie bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des
Vereins, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder oder den gemeinen Wert der von
den Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an

Deutsche Krebshilfe e.V., Bonn,

und zwar unmittelbar und ausschließlich.

§ 29   Inkrafttreten der Satzung

Vorstehende  Satzung  wurde  von  der  Gründungsversammlung  am  07.09.1977,  neu  gefasst  am
28.10.1988. In Kraft getreten am 28.10.1988.
§ 16 wurde geändert am 05.03.2008. Beschlossen und in Kraft getreten am 05.03.2008.
§ 4 wurde geändert am 25.03.2009. Beschlossen und in Kraft getreten am 25.03.2009.
§ 21 wurde geändert am 21.11.2013. Beschlossen und in Kraft getreten am 21.11.2013.
§ 21 Abs. 4 wurde eingefügt am 29.09.2021. Beschlossen und in Kraft getreten am 29.09.2021, 
eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Düsseldorf am 25.03.2022.

-  .../  -


